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 29. November 2014 

Bahnchef Grube bittet um Entschuldigung für Zwangsarbeit durch die Deutsche Reichs-
bahn der DDR 

Am 29. November versammelten sich in Berlin politische Häftlinge und des Dachverbandes der SED-
Opfer (UOKG).  

Im Namen der Deutschen Bahn bat der Vorstandsvorsitzende Rüdiger Grube um Entschuldigung für die 
Haftzwangsarbeit, die in der DDR für die Reichsbahn geleistet werden musste. Um das offensichtliche 
Unrecht beim Namen zu nennen, müssten spezielle Untersuchungen nicht erst abgewartet werden. Mit 
dieser Entschuldigung entspreche die Bahn ihrer Verantwortung für ihre Geschichte, „unabhängig da-
von, wer nun juristisch Nachfolger der Reichsbahn ist und wer wem gegenüber rechtliche Ansprüche 
geltend machen könnte“. Die Deutsche Bahn hat eine Untersuchung in Auftrag gegeben, die Ende 2015 
der Öffentlichkeit vorgestellt werden soll. Grube wörtlich: 

„Die Aufarbeitung des geschehenen Unrechts sind wir Ihnen, die aus politischen Gründen ins Gefängnis 
mussten, schuldig. Und die Aufarbeitung des Unrechts liegt auch im ureigenen Interesse unseres Unter-
nehmens.“ 

Der Bundesvorsitzende der UOKG, Rainer Wagner, erinnerte an die bis heute andauernden Schäden, 
die politische Häftlinge beim Gleisbau, in den Reichsbahnausbesserungswerken und Gleismontageplät-
zen erlitten haben. Wagner sagte: 

„Es ist an der Zeit, dass die deutsche Öffentlichkeit diese schweren Verletzungen der Menschenrechte 
zur Kenntnis nimmt.“  

Wer zu als politischer Häftling zu Unrecht verurteilt worden sei, habe Wagner zufolge auch zu Unrecht 
Häftlingsarbeit leisten müssen. Wagner erklärte, dass mittelfristig über einen Härtefonds oder andere 
materielle Entschädigungen nachgedacht werden müsse. Kurzfristig muss die weitere Aufarbeitung der 
UOKG durch die Firmen gewährleistet werden. 

Kai Wegner (MdB) sprach sich für gemeinsame Gespräche über einen Opferfonds aus. Es solle darüber 
nachgedacht werden, ob die Ehrenpension für die ehemaligen politischen Häftlinge und das Thema 
Haftzwangsarbeit nicht in engerem Zusammenhang gesehen werden müssten. Daniela Kolbe (MdB) 
regte gemeinsame Gespräche zwischen den Vertretern der Betroffenen, den Firmen und der Politik an. 

Die Gespräche, darin waren sich alle Beteiligten einig, sind in Gang gekommen und sollen fortgesetzt 
werden. 
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